
72 Gesetzblatt Teil II Nr. 6 — Ausgabetag: 31. Juli 1987

(2) Die Kündigung wird ein Jahr nach Empfang der Noti­
fikation durch den Depositar wirksam.

A r t i k e l  16 
Depositar

(1) Der Generaldirektor der Organisation ist der Depositar 
dieser Konvention.

(2) Der Generaldirektor der Organisation notifiziert den 
Teilnehmerstaaten und allen anderen Staaten umgehend

a) jede Unterzeichnung dieser Konvention oder eines Än­
derungsprotokolls ;

b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Be- 
stätigungs- oder Beitrittsurkunde zu dieser Konvention 
oder einem Änderungsprotokoll;

c) jede Erklärung oder Rücknahme einer Erklärung in 
Übereinstimmung mit Artikel 11;

d) jede Erklärung über die vorläufige Anwendung dieser 
Konvention in Übereinstimmung mit Artikel 13;

e) das Inkrafttreten dieser Konvention und jeder Ände­
rung derselben und

f) jede Kündigung nach Artikel 15.

A r t i k e l  17 
Authentische Texte und beglaubigte Abschriften

Das Original dieser Konvention, deren arabischer, chine­
sischer, englischer, französischer, russischer und spanischer 
Text gleichermaßen authentisch sind, wird beim General­
direktor der Ihternationalen Atomenergieorganisation hinter­
legt; dieser übermittelt den Teilnehmerstaaten und allen 
anderen Staaten beglaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN haben die gehörig bevollmächtigten 
Unterzeichneten diese Konvention, die nach Artikel 12 Ab­
satz 1 zur Unterzeichnung aufliegt, unterschrieben.

ANGENOMMEN von der Generalkonferenz der Internatio­
nalen Atomenergieorganisation auf einer Sondertagung in 
Wien am 26. September 1986.

Bekanntmachung 
zur Internationalen Konvention 

zur Harmonisierung der Warenkontrollen 
an den Grenzen vom 21. Oktober 1982

vom 17. Juni 1987

Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik er­
klärte den Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik 
zur Internationalen Konvention zur Harmonisierung der Wa­
renkontrollen an den Grenzen vom 21. Oktober 1982.
Die Beitrittsurkunde wurde am 22. April 1987 beim General­
sekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.
Dabei wurde folgender Vorbehalt erklärt:

„Die Deutsche Demokratische Republik betrachtet sich 
als nicht an die Bestimmungen des Artikels 20, Absätze 2 
bis 7 der Konvention gebunden, wonach ein Streitfall über 
die Auslegung oder Anwendung der Konvention, der nicht 
auf dem Verhandlungswege beigelegt wurde, auf Antrag 
einer der am Streitfall beteiligten Vertragsparteien einem 
Schiedsverfahren zu unterwerfen ist.
Die Deutsche Demokratische Republik vertritt hierzu die 
Auffassung, daß in jedem Einzelfall die Zustimmung aller 
am Streitfall beteiligten Vertragsparteien erforderlich ist, 
um einen Streitfall durch ein Schiedsverfahren zu ent­
scheiden.“

Die Konvention wird mit Ausnahme des Artikels 20, Ab­
sätze 2 bis 7, zu denen der Vorbehalt erklärt wurde, gemäß

ihrem Artikel 17 Absatz 2 am 22. Juli 1987 für die Deutsche 
Demokratische Republik in Kraft treten. Sie wird nachstehend 
veröffentlicht.

Berlin, den 17. Juni 1987

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

H. E i c h 1 e r

Internationale Konvention 
zur Harmonisierung der Warenkontrollen 

an den Grenzen

Präambel
Die VERTRAGSPARTEIEN,
IN DEM WUNSCH, den internationalen Warenverkehr zu 

verbessern,
ANGESICHTS der Notwendigkeit, den Grenzübergang von 

Waren zu erleichtern,
IN ANBETRACHT der Tatsache, daß die Kontrollmaßnah- 

men an den Grenzen von verschiedenen Kontrolldiensten 
durchgeführt werden,

IN DER ERKENNTNIS, daß die Bedingungen, unter denen 
solche Kontrollen durchgeführt werden, weitgehend harmo­
nisiert werden können, ohne ihren Zweck, ihre ordnungsge­
mäße Durchführung und ihre Wirksamkeit zu beeinträchti­
gen,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Harmonisierung der 
Kontrollen an den Grenzen ein wichtiges Mittel zur Errei­
chung dieser Ziele darstellt,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

KAPITEL I - ALLGEMEINES 

Artikel 1 — Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Übereinkommens gelten als:
a) „Zoll“ die Verwaltungsdienststelle, die für die Anwen­

dung der Zollgesetzgebung und die Erhebung der Eingangs­
und Ausgangsabgaben zuständig und außerdem mit der An­
wendung sonstiger Rechts- und Verwaltungsvorschriften, zum 
Beispiel im Zusammenhang mit der Einfuhr, Durchfuhr und 
Ausfuhr von Waren, betraut ist;

b) „Zollkontrolle“ die Maßnahmen, die sicherstellen sol­
len, daß die Rechts- und Verwaltungsvorschriften eingehalten 
werden, für deren Durchführung der Zoll verantwortlich ist.

c) „Gesundheitsrechtliche Kontrolle“ die zum Schutz des 
Lebens und der Gesundheit von Menschen durchgeführten 
Kontrollmaßnahmen, mit Ausnahme der tierärztlichen Kon­
trolle.

d) „Tierärztliche Kontrolle“ die zum Schutz des Lebens 
und der Gesundheit von Menschen und Tieren bei Tieren 
und tierischen Erzeugnissen sowie die bei Gegenständen oder 
Waren, die Träger von Erregern für Tierkrankheiten sein 
könnten, durchgeführte gesundheitsrechtliche Kontrolle;*

e) „Pflanzenschutzrechtliche Kontrolle“ die Kontrolle zur 
Verhinderung der Ausbreitung und Einschleppung von 
Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse über 
die Staatsgrenzen;

f) „Kontrolle der Einhaltung technischer Normen“ die 
Kontrollmaßnahmen, durch die geprüft werden soll, ob die 
Waren den in den einschlägigen Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften festgelegten internationalen oder innerstaat­
lichen Mindestnormen entsprechen;

g) „Qualitätskontrolle“ alle anderen, vorstehend nicht ge­
nannten Kontrollmaßnahmen, durch die geprüft werden soll, 
ob die Waren den in den einschlägigen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften festgelegten internationalen oder inner­
staatlichen Mindestqualitätsbestimmungen entsprechen;


